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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. November 1954 

4 — 40001 -- 2108/54 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


iliciiiiit abersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland zu der Konvention der 
Vereinten Nationen vom 6. April 1950 über die 
Todeserklärung Verschollener 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages hcrbeizuf Uhren. Die Texte der Schlußakte der Kon- 
ferenz der Vereinten Nationen über die Todeserklärung Verschol- 
lener und der Konvention sind beigefügt. 

Federführend sind der Bundesministcr der Justiz und das Auswär- 
tige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 129. Sitzung am 15. Oktober 1954 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes die sich aus der Anlage 2 
^^rgebenden Änderungen vorgcschlagcn. Im übrigen hat er gegen 
den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner ÜnlversltSts-BucJidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu der Konvention 
der Vereinten Nationen vom 6. April 1950 über die 
Todeserklärung Verschollener 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu der am 6. April 1950 von der Kon- 
ferenz der Vereinten Nationen über die To- 
deserklärung Verschollener angenommenen 
Konvention über die Todeserklärung Ver- 
schollener (Konvention) und der Schluß- 
akte wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Die Konvention mit der Schlußakte 
wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröf- 
fentlicht. 

(2) Der Tag, an dem die Konvention auf 
Grund ihres Artikels 14 Abs. 2 und die 
Schlußakte für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung die- 
ses Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Denkschrift zur Konvention 

Die Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen hat in ihrer Resolution 369 (IV) vom 
3. Dezember 1949 beschlossen, eine interna- 
tionale Konferenz von Regicrungsvertretern 
für den Abschluß eines mehrseitigen Abkom- 
mens über die Todeserklärung Verschollener 
einzuberufen. Auf Grund eingehender Bera- 
tungen ist am 6. April 1950 in Lake Success 
von Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
die Schlußakte der Konferenz über die To- 
deserklärung Verschollener unterzeichnet 
worden (vgl. Anlagen). Nach dem Beitritt 
von Nationalchina und Guatemala ist die 
Konvention über die Todeserklärung Ver- 
schollener gemäß ihrem Artikel 14 Abs. 1 am 
24. Januar 1952 in Kraft getreten. Der Kon- 
vention sind bis jetzt ferner Israel und Bel- 
gien beigetreten. Nacli Artikel 17 soll sie auf 
die Dauer von 5 Jahren vom Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens an gelten. 

Die Konvention will durch internationale 
Zusammenarbeit in Verschollenheitssachen 
die Schwierigkeiten rechtlicher Art beheben, 
die durch militärische Ereignisse oder rassi- 
sche, religiöse, politische oder nationale Ver- 
folgungen während des zweiten Weltkrieges 
verursacht worden sind. Sie behandelt die 
Todeserklärung von Personen, die ihren letzten 
Wohnsitz In Europa, Asien oder Afrika hat- 
ten und in den Jahren 1939 bis 1945 ver- 
schollen sind, und Ist auf alle Soldaten, An- 
gehörigen des Wehrmachtgefolges und Zivil- 
personen ohne Rücksicht auf ihre Staatsan- 
gehörigkeit anwendbar. Mitglieder von Streit- 
kräften, die zwar In Europa, Asien oder 
Afrika gedient, dort jedoch keinen Wohnsitz 
begründet hatten, fallen nidit unter die Kon- 
vention. ' 

Die Konvention enthält nähere Bestimmun- 
gen über die Voraussetzungen einer Todeser- 
klärung, den Kreis der Antragsberechtigten 
und die Wirkung einer Todeserklärung. 

Die Zentralisierung und Bekanntmachung 
der anhängig gewordenen oder abgeschlosse- 
nen Verfahren soll ein Internationales Büro 
für Todeserklärungen bei den Vereinten Na- 


tionen gewährleisten. Dieses Büro Ist In Genf 
errichtet worden. 

Zur Entscheidung über Streitfälle, die sich 
bei der Auslegung oder Anwendung der Kon- 
vention zwischen den Vertragsstaaten erge- 
ben, ist der Internationale Gerichtshof zu- 
ständig. 

Alle Fragen, die durch die Konvention nicht 
geregelt werden, unterliegen gemäß Buch- 
stabe a des Sehlußprotokolls weiterhin der 
eigenen Gesetzgebung der Vertragsstaaten. 

Nach Art. 20 des Abkommens ist der chine- 
sische, englische, französische, russische und 
spanische Text gleicherweise maßgebend. 

Art. 13 der Konvention sieht vor, daß Nicht- 
mitgliedstaaten der Vereinten Nationen der 
Konvention beitreten können, wenn sie von 
dem Wirtschafts- und Sozialrat der Verein- 
ten Nationen eine Aufforderung zum Beitritt 
erhalten haben. Für einen nach ihrem Inkraft- 
treten beitretenden Staat tritt die Kon- 
vention am 30. Tage nach Fiintcrlcgung der 
Beitrittsurkunde in Kraft. 

Die Bundesrepublik ist auf Grund eines Be- 
schlusses des WirisdiafLs-. uuu Sozialrats der 
Vereinten Nationen vom 5. August 1953 
gemäß Art. 13 Abs. 1 zum Beitritt zu der 
Konvention aufgefordert worden. 

Der Beitritt der Bundesrepublik zu der Kon- 
vention erscheint erwünscht. Die Bundesre- 
publik hat zwar bereits ein In der Praxis be- 
wüthrtes Vcrschollenheitsrecht, das vor allem 
die Todeserklärung In Fällen der Kriegsver- 
schollenheit leichter ermöglicht als das in der 
Konvention vorgesehene Verfahren. Es gibt 
aber auch einzelne Fälle, die durch die bis- 
herige deutsche Verschollenheitsgesetzgebung 
noch nicht in befriedigender Weise erfaßt 
werden, die im Falle eines Beitritts der Bun- 
desrepublik zur Konvention jedoch sachdien- 
lich erledigt werden können. 

Für einen Beitritt sprechen politische, huma- 
nitäre und rechtliche Gründe: 

a) Die Konvention Ist der erste von den 
Vereinten Nationen veranlaßte interna- 
tionale Vertrag auf privatrechtlichem Ge- 
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biet. Ihr Zweck, eine einheitliche Rege- 
lung auf dem Gebiete des Verschollen- 
heitsrechts in dem durch die Konvention 
umrissenen Umfang zu erreichen, ist zu 
begrüßen. 

b) Die Konvention verfolgt entsprechend 
ihrem Grundgedanken vorwiegend hu- 
manitäre Zwecke. 

c) Die Anerkennung deutscher Entscheidun- 
gen in Verschollenheitssachen im Ausland 
würde durch den Beitritt der Bundesre- 
publik erleichtert werden. Dies käme vor 
allem deutschen Auswanderern und 
Flüchtlingen in anderen Vertragsstaaten 
zugute. 

d) Für Antragsteller, die in einem anderen 
Vertragsstaate leben, würde ein Beitritt 
der Bundesrepublik zur Konvention die 
Vorteile bringen, daß die Todeserklärung 
eines Deutschen unter gewissen Voraus- 
setzungen auch durch ein Gericht eines 
Vertragsstaates ausgesprochen werden 
könnte, und daß eine solche Todeserklä- 
rung in der Bundesrepublik anerkannt 
werden müßte. 

e) Die Konvention könnte in Ergänzung des 
geltenden Rechts in der Bundesrepublik 
der Bereinigung von Statusfragen von 
Ausländern und Staatenlosen dienen. 

f) Auch nach dem Ende des Jahres 1945 
sind Deutsche unter Umständen verschol- 
len, die den in Art. 1 Abs. 1 der Konven- 
tion bezeichneten Voraussetzungen für 
die Todeserklärung ähnlich sind. Nach 
geltendem Recht ist eine Todeserklärung 
dieser Personen in der Bundesrepublik 
nicht immer möglich. Es erscheint daher 
zweckmäßig, den Anwendungsbereich der 
Konvention gemäß ihrem Art. 1 Abs. 2 
auf Personen auszudehnen, die erst nach 
1945 verschollen sind. Die Bundes- 
regierung wird deshalb gemäß Art. 1 
Abs. 2 der Konvention durch Mitteilung 


an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen eine solche Ausdehnung der 
Konvention herbeiführen. 

II. Begründung zum Zustimmungsgesetz 
Zu Art. 1 

Die Zustimmung des Bundestages ist gemäß 
Art. 59 Abs. 2 GG erforderlich, weil es sich 
bei der Konvention um einen völkerrechtli- 
chen Vertrag handelt, der sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Art. 2 

Durch Absatz 1 erhält der Inhalt der Kon- 
vention und der Schlußakte die Eigenschaft 
eines Gesetzes der Bundesrepublik. 

Absatz 2 schreibt die Bekanntgabe des Tages 
im Bundesgesetzblatt vor, an dem die Kon- 
vention und die Schlußakte für die Bundes- 
republik in Kraft treten. Nach Art. 14 Abs. 2 
der Konvention wird der Beitritt der Bun- 
desrepublik am 30. Tage nach der Hinter- 
legung der Beitrittsurkunde wirksam. 

Zu Art. 3 

Art. 3 ermöglicht es, daß die Konvention 
mit der Schlußakte auch im Lande Berlin Ge- 
setzeskraft erhält. 

Zu Art. 4 

Art. 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

III. 

Der Entwurf wird ergänzt durch den Ent- 
wurf eines Gesetzes über Todeserklärungen 
nach der Konvention der Vereinten Natio- 
nen vom 6. April 1950 über die Todeserklä- 
rung Verschollener, in dem die Durchfüh- 
rung der Verfahren nach der Konvention 
und das Verhältnis des Rechts der Konven- 
tion zu dem bereits geltenden innerstaatli- 
chen Verschollenheitsrecht behandelt werden 
soll. 
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(Übersetzung) 


Final Act 

of the United Nations 
Conference on Declaration 
of Death of Missing Persons 


The General Assembly of the 
United Nations, by resolution 369 (IV) 
dated 3 December 1949, decided to 
convene an international Conference 
of Government representatives with a 
view to concluding a multilateral Con- 
vention on the subject of dcclaration 
of death of missing persons. 


The United Nationb Conference on 
Declaration of Death of Missing Per- 
sons met at the temporary head- 
quarters of the United Nations, Lake 
Success, New York, during the period 
from 15 March to 6 April 1950. 


The Governments of the following 
States were represented at the Con- 
ference by delegations; 


Belgium 

Bolivia 

Brazil 

Burma 

China 

Cuba 

Denmark 

Ecuador 

Greece 

India 

Israel 

Netherlands 

Nicaragua 


Pakistan 

Peru 

Philippines 

Sweden 

Syria 

Turkey 

United Kingdom of 
Great Britain and 
Northern Ireland 
United States of 
America 
Uruguay 
Venezuela 
Yougoslavia. 


The Governments of the following 
States were represented at the Con- 
ference by observers: 

Canada Iran 

Egypt Mexico 

Ethiopia Thailand. 

The International Refugee Organi- 
zation also was represented by an 
observer. 


The Conference elected Mr. Sture 
Petren of Sweden, as President, and 
Mr. Adnan Kural, of Turkey, and Dr. 
Francisco V. Garcia Amador, of Cuba, 
as Vice-Presidents. 


The Conference had before it and 
used as a basis for discussion the draft 
Convention (documentE/1368) prepared 
by the ad hoc Committee on Declara- 
tion of Death of Missing Persons which 
met in Geneva in June 1949 pursuant 
to resolution 209 (VIII) of the Econo- 
mic and Social Council. 


Acte Final 
de la Conference 
des Nations Unies sur 
la declaration de deces 
de personnes disparues 


Schlußakte 
der Konferenz 
der Vereinten Nationen 
über die Todeserklärung 
Verschollener 


L'Assemblee generale des Nations 
Unies, dans sa resolution 369 (IV) en 
date du 3 decembre 1949, a decide 
la reunion d'une Conference inter- 
nationale de representants des diffe- 
rents Etats en vue de conclurc une 
Convention multilaterale concernant 
la declaration de deces de personnes 
disparues. 

La Conference des Nations Unies 
sur la declaration de deces de per- 
sonnes disparues s'est reunie ä Lake 
Success, New-York, au siege tempo- 
raire de l'Organisation des Nations 
Unies, du 15 mars au 6 avril 1950. 

Les Gouvernements des Etats ci- 
apres etaient representes ä la Con- 
ference par des delegations: 

Nicaragua 
Pakistan 
Pays-Bas 
Perou 
Philippines 
Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord 
Suede 
Syrie 
T iirquie 
Uruguay 
Venezuela 
Yougoslavie. 

Les Gouvernements des Etats sui- 
vants etaient representes ä la Con- 
ference par des observateurs: 

Canada Iran 

Egypte Mexique 

Ethiopie Thailande. 


Belgique 

Birmanie 

Bolivie 

Bresil 

Chine 

Cuba 

Dänemark 

Equateur 

Etats-Unis 

d’Ameriqiie 

France 

Grece 

Inde 

Israel 


Durch Entschließung Nr. 369 (IV) 
vom 3. Dezember 1949 hat die Voll- 
versammlung der Vereinten Nationen 
beschlossen, eine internationale Konfe- 
renz von Regierungsvertretern einzu- 
berufen mit dem Ziel, eine multilate- 
rale Konvention über die Todeserklä- 
rung vermißter Personen abzuschlic- 
ßen. 

Die Konferenz der Vereinten Natio- 
nen über die Todeserklärung tagte vom 
15. März bis 6. April 1950 an dem vor- 
läufigen Sitz der Vereinten Nationen 
in Lake Success, New York. 


Die Regierungen der folgenden Staa- 
ten waren auf der Konferenz durch 
Delegationen vertreten; 


Belgien 

Birma 

Bolivien 

Brasilien 

China 

Dänemark 

Ecuador 

Frankreich 

Griechenland 

Indien 

Israel 

Jugoslawien 

Kuba 

Nicaragua 


Niederlande 

Pakistan 

Peru 

Philippinen 

Schweden 

Syrien 

Türkei 

Uniguav 

Venezuela 

Vereinigtes Königreich 
von Großbritannien 
und Nordirland 
Vereinigte Staaten von 
Amerika. 


Die Regierungen der folgenden Staa- 
ten waren auf der Konferenz durch Be- 
obachter vertreten: 

Ägypten Kanada 

Äthiopien Mexiko 

Iran Thailand. 


L'Organisation internationale pour 
les refugies etait egalement repre- 
sentee par un observateur. 

M. Sture Petren, representant de la 
Suede, a ete elu President; M. Adnan 
Kural, representant de la Turquie, et 
M. Francisco V. Garcia Amador, re- 
presentant de Cuba, ont ete eins Vice- 
Presidents. 


Die Internationale Flüchtlingsorgani- 
sation war ebenfalls durch einen Beob- 
achte i vertreten. 

Die Konferenz wählte Herrn Sture 
Petren, Schweden, zum Präsidenten 
sowie die Herren Adnan Kural, Türkei, 
und Dr. Francisco V. Garcia Amador, 
Kuba, zu stellvertretenden Präsiden- 
tcm. 


La Conference etait saisie du pro- 
jet de Convention (document E/1368) 
qu'elle a utilise comme base de dis- 
ciission. Ce projet avait ete elaborc 
par ie Comite special Charge d'etudier 
la declaration de deces de personnes 
disparues, qui s etait reuni ä Geneve 
en juin 1949 en application de la re- 
solution 209 (VIII) du Conseil econo- 
mique et social. 


Der Konferenz lag der von dem auf 
Grund des Beschlusses Nr. 209 (VIII) 
des Wirtschafts- und Sozialrats im Juni 
1949 in Genf zusammengetretenen Son- 
derausschuß über die Todeserklärung 
v(umißter Personen ausgearbeitete 
Konventionsentwurf (Dokument E/1368) 
als Diskussionsgrundlage vor. 
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As d result of the deliberations of 
the Conference and of a Drafting Com- 
mittee appointed by the Conference, 
the Conference established and opened 
for accession by States the Conven- 
tion on Declaration of Death of Mis- 
sing Persons, of which the English, 
French and Spanish texts are appended 
to this Final Act. 


At the requesL of certain dclegations 
the Conference decided to place on 
record the following; 

(a) "All matters not specifically dealt 
with by the Convention, including 
the question of reappearance of 
missing persons, remain within the 
domain of the domestic law of the 
Contracting States; 

(b) "Nothing in this Convention shall 
be construed as impairing, with 
respect to cases contemplated in 
the Convention, the Operation of 
the principle of reciprocity or of 
existing agreements among Parties 
to the Convention concerning 
mutual recognition and execution 
of foreign acts or judgments or, in 
general, as preventing a more 
liberal practice." 


IN WITNESS WHEREOF the respec- 
tive representatives and observers 
have signed this Final Act, fully 
reserving the position of their Govern- 
ments with respect to accession to the 
Convention. 


DONE at Lake Success, New York, 
this sixth day of April one thousand, 
nine hundred and fifty, in a single 
copy in the Chinese, English, French, 
Riissian and Spanish languages each 
text being equally authentic. This 
Final Act and the annexed Convention 
shall be deposited with the Secretary- 
Gcneral of the United Nations, who 
will send certified copies to the Mem- 
bers of the United Nations and to the 
non-member States which are Parties 
to the Statute of the International 
Court of Justicc and to any other non- 
member State to which an invitation 
has beeil addressed by the Economic 
and Social Council pursiiant to article 
13 of the Convention. 


For the 

KINGDOM OF BELGIUM: 


Für BOLIVIA: 


For BRAZIL: 


For the UNION OF BURMA: 


A la suite des deliberations de la 
Conference et du Comite de redac- 
tion designe par eile, la Conference 
a arrete le texte de la Convention 
concernant la declaration de deces 
de personnes disparues, et a declare 
la Convention ouverte a l'adhesion 
des Etats. Les textes anglais, espagnol 
et franeais de la Convention consti- 
tuent l’annexe du present Acte final. 

A la demande de certaines delega- 
tions, la Conference a tenii ä con- 
firmer que: 

a) «Toutes les matieres non expresse- 
ment reglees par la presente Con- 
vention, notamment celles rela- 
tives ä la reapparition des per- 
sonnes disparues, demeurent regies 
par la legislation nationale des 
Etats contractants; 

b) «Aucune disposition de la presente 
Convention ne doit etre interpretee 
comme portant atteinte, en ce qui 
concerne les cas prevus par la 
Convention, ä l’application du prin- 
cipe de la reciprocite ou des ac- 
cords en vigueur entre les parties 
ä la Convention relatifs ä la re- 
connaissance et ä l'execution mii- 
tuelles d’actes ou de jugements 
etrangers ou, d'une fagon generale, 
comme interdisant une pratique 
plus liberale.» 

EN FOI DE QUOI les representants 
et observateurs soussignes ont respec- 
tivement appose leur signature sur le 
present Acte final, reservant comple- 
tement la position de leurs Gouverne- 
ments quant ä leur adhesion ä la Con- 
vention. 

FAIT ä Lake Sucess, New-York, le 
six avril mil neuf cent cinquante en 
un seul exemplaire, en anglais, chinois, 
espagnol, frangais et russe, chaqiie 
texte faisant egaleinent foi. Le pre- 
sent Acte final et la Convention y an- 
nexee seront deposes aupres du Se- 
cretaire general de l’Organisation des 
Nations Unies, qui en remettra des 
copies certifiees conformes aux Etats 
Membres de l'Organisation, aux Etats 
non membres qui sont parties au Sta- 
tut de la Cour internationale de Jus- 
tice, ainsi qu’ä tous les aiitres Etats 
non membres aiixqiiels une invitation 
aura ete adressee par le Conseil eco- 
nomique et social en application des 
dispositions de l’article 13 de la Con- 
vention. 


Pour le 

ROYAUME DE BELGIQUE: 
Joseph Nis ot 


Pour la BOLIVIE: 
Ed. Anze M a t i e n z o 


Pour le BR£SIL; 
Gilberto Am a d o 

Pour L’ UNION BIRMANE: 
Tin Maun g 


Als Ergebnis der Beratungen der 
Konferenz und eines von der Konfe- 
renz eingesetzten Redaktionsausschus- 
ses hat die Konferenz die Konvention 
über Todeserklärung vermißter Per- 
sonen ausgearbeitet, deren englischer, 
französischer und spanischer Text die- 
sem Schlußprotokoll beigefügt ist, und 
für den Beitritt freigegeben. 

Auf Antrag einiger Delegationen hat 
die Konferenz beschlossen, folgendes 
protokollarisch festzuhalten: 

(a) „Alle Angelegenheiten, mit denen 
sich die Konvention nicht ausdrück- 
lich befaßt, einschließlich der Frage 
des Wiederauftauchens vermißter 
Personen bestimmen sich nach dem 
innerstaatlichen Recht der Ver- 
tragsstaaten; 

(b) keine Bestimmung der Konvention 
ist so auszulegen, als beeinträch- 
tige sie hinsichtlich der in der Kon- 
vention behandelten Fälle die 
Wirksamkeit der Gegenseitigkeit 
oder der zwischen Parteien der 
Konvention bestehenden Verein- 
barungen über die gegenseitige 
Anerkennung und Volistreckung 
ausländischer Akte oder Urteile 
oder als verhindere sie ganz all- 
gemein ein liberaleres Vorgehen." 


ZU URKUND DESSEN haben die 
Vertreter und Beobachter diese Schluß- 
akte, unter vollem Vorbehalt der Stel- 
lungnahme ihrer Regierungen über den 
Beitritt zu der Konvention, unterzeich- 
net. 


VOLLZOGEN am 6. April 1950 in 
Lake Success, New York, in einer Aus- 
fertigung in chinesischer, englischer, 
französischer, russischer und spanischer 
Sprache, deren Wortlaut in gleicher 
Weise maßgebend sein soll. Diese 
Schlußakte und die beigefügte Kon- 
vention sind beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen zu hinterlegen, 
der den Mitgliedern der Vereinten Na- 
tionen und den Nichtmitgliedstaaten, 
die Vertragspartner des Statuts des 
Internationalen Gerichtshofs sind, und 
an jeden Nichtmitgliedstaat, dem durch 
den Wirtschafts- und Sozialrat gemäß 
Artikel 13 der Konvention eine Ein- 
ladung zugegangen ist, beglaubigte 
Abschriften übersendet. 


Für das 

KÖNIGREICH BELGIEN: 


Für BOLIVIEN; 


Für BRASILIEN: 


Für die UNION BIRMA: 
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For CHINA: 

Pour la CHINE: 

Für CHINA: 

For CUBA: * 

Pour CUBA: 

F. V. Garcia A m a d o r 

25/IV/50 

Für KUBA: 

For DENMARK; 

Pour le DÄNEMARK: 

Holten Eggert 

Für DÄNEMARK: 

For ECUADOR: 

Pour L'EQUATEUR: 

Wilson C ö r d 0 V a 

Für ECUADOR: 

For FRANCE: 

Pour la FRANCE: 

Guy D e 1 1 e 1 

Für FRANKREICH; 

For GREECE: 

Pour la GRECE: 

Alexis Kyrou 

Für GRIECHENLAND: 

For INDIA: 

Pour LTNDE: 

B. Ra j an 

Für INDIEN: 

For ISRAEL: 

Pour ISRAEL; 

Jacob Robinson 

Für ISRAEL: 

For the 

Pour le 

Für das 

KINGDOM OF THE NETHERLANDS: 

ROYAUME DES PAYS-BAS: 

C. A. de Meijere 

KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE 

For NICARAGUA: 

Pour le NICARAGUA: 

Für NICARAGUA: 

For PAKISTAN: 

Pour Io FAKISlAN: 

R. S. Chh atari 

Für PAKISTAN: 

For PERU: 

Pour le P£R0U: 

T. C a b a d a 

Für PERU: 


19/IV/1950 


For the 

Pour la 

Für die 

PHILIPPINE REPUBLIC; 

REPUBLIQUE DES PHILIPPINES: 

REPUBLIK DER PHILIPPINEN: 


For SWEDEN: 

Pour la SUEDE; 

Für SCHWEDEN 


Sture Petren 


For SYRIA: 

Pour la SYRIE: 

Für SYRIEN: 


N.Rifai 


For TURKEY: 

Pour la TURQUIE: 

Für die TÜRKEI: 


A. Kura 1 



For the Pour le 

UNITED KINGDOM OF GREAT ROYAUME-UNI DE GRANDE- 

BRITAIN AND NORTHERN IRELAND: BRETAGNE ET DTRLANDE DU NORD: 


J, E. S. Fawc ett 


Für das 

VEREINIGTE KÖNIGREICH 
VON GROSSBRITANNIEN UND 
NORDIRLAND: 
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For the 

UNITED STATES OF AMERICA: 


For URUGUAY: 


For VENEZUELA: 


For YUGOSLAVIA: 
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(Übersetzung) 


Convention on 
the Declaration of Death 
of Missing Persons 


Preamble 

CONSIDERING that military events 
and racial, religious, political and 
national persecutions have caused, in 
the course of the Second World War, 
the disappearance of persons whose 
death cannot be established with cer- 
tainty, 

CONSIDERING that this Situation 
has produced difficulties of a legal 
nature which have placed a great 
number of human beings in a precar- 
ious Position, 

BEING CONVINCED that the Solu- 
tion of thcse difficulties cails for 
nieasures of international co-operation, 

THE CONTRACTING STATES AGREE 
AS FOLLOWS: 


Article 1 
Scope 

1. The present Convention provides 
for declarations of death of persons 
whose last residence was in Europe, 
Asia or Africa who have disappeared 
in the years 1939-1945, under circum- 
stances affording reasonable ground to 
infer that they have died in conse- 
quence of events of war or of racial, 
religious, political or national per- 
coeution. 

However^ members of armed forces 
serving in Europe, Asia or Africa shall 
not, by reason only of such Service, be 
considered as having had their re- 
sidence in those continents. 

2. Contracting States may, by noti- 
fication to the Secretary-General of the 
United Nations, extend its application 
to persons having disappeared subse- 
quently to 1945 under similar circums- 
tances. Such extension shall only apply 
as between those States which have 
made such notification. 

3. The persons covered by para- 
graphs 1 and 2 of this article will be 
hereafter referred to as "missing 
persons". 


Article 2 

Competent tribunals 

1. The term "tribunal", as used in 
the present Convention, shall apply to 
all authorities empowered ratione 
materide to determine the fact of death 
under the governing domestic law. 


Convention 

concernant la declaration 
de deces de personnes 
disparues 

Preambule 

LES ETATS CONTRACTANTS, CON- 
SIDERANT que les evenements 
militaires et les persecutions raciales, 
religieuses, politiques et nationales ont 
provoque, au cours de la seconde 
guerre mondiale, la disparition de per- 
sonnes dont le deces ne peut etre etabli 
avec certitude, 

CONSIDERANT qu’il en est resulte 
des difficultes d'ordre juridique qui ont 
mis un grand nombre d'etres humains 
dans une Situation precaire, 

CONVAINCUS que la solution de 
ces difficultes appelle des mesures de 
Cooperation internationale, 

SONT CONVENUS DES DISPOSI- 
TIONS SUIVANTES: 


Article Premier 

Champ d'application 

1. La presente Convention concerne 
les declarations de deces des personnes 
dont la derniere residence se trouvait 
en Europe, en Asie ou en Afrique, et 
qui ont disparu au cours des annees 
1939-1945, dans des circonstances qui 
permettent raisonnablement de suppo- 
ser qu’elles sont mortes par suite 
d'evenements de guerre ou de perse- 
cutions raciales, religieuses, politiques 
ou nationales. 

Toutefois, les membres des forces 
armees ne seront pas consideres com- 
me ayant eu leur residence en Europe, 
en Asie ou en Afrique, du seul fait 
qu'ils ont ete en Service sur ces conti- 
nents. 

2. Les Etats contractants pourront, 
par notification adressee au Secretaire 
general de l'Organisation des Nations 
Unies, etendre l'application de la Con- 
vention aux personnes disparues apres 
1945 dans des circonstances similaires. 
Cette extension ne s'appliquera qu’en- 
tre Etats ayant fait cette notification. 

3. Les personnes visees aux para- 
graphes 1 et 2 ci-dessus sont, dans la 
presente Convention, appelees «per- 
sonnes disparues». 

Article 2 

Tribunaux comp^tents 

1. Dans la presente Convention, le 
terme «tribunal» s'entend de toute 
autorite qui, aux termes de la legis- 
lation nationale en vigueur, est compe- 
tente ratione materiee pour statuer sur 
les deces. 


Konvention 

über die Todeserklärung 
Verschollener 


Präambel 

IN ERWÄGUNG, daß militärische 
Ereignisse und rassische, religiöse, po- 
litische oder nationale Verfolgungen 
im Verlauf des zweiten Weltkrieges 
die Verschollenheit von Personen ver- 
ursacht haben, deren Tod nicht mit 
Sicherheit festgestellt werden kann, 

IN ERWÄGUNG, daß sich hieraus 
Schwierigkeiten rechtlicher Art erge- 
ben haben, die eine große Anzahl von 
Mensdien in eine mißliche Lage ge- 
bracht haben, 

UND IN DER ÜBERZEUGUNG, daß 
die Lösung dieser Schwierigkeiten 
Maßnahmen internationaler Zusam- 
menarbeit erfordert, 

TREFFEN DIE VERTRAGSSTAATEN 
FOLGENDE VEREINBARUNG; 


Artikel 1 

Anwendungsbereich 

1. Diese Konvention sieht Todeser- 
klärungen von Personen vor, die ihren 
letzten Aufenthalt in Europa, Asien 
oder Afrika hatten und in den Jahren 
1939 bis 1945 unter Umständen ver- 
schollen sind, die hinreichenden Grund 
für die Annahme bieten, daß sie in- 
folge von Kriegsereignissen oder von 
rassischen, religiösen, politischen oder 
nationalen Verfolgungen gestorben 
sind. 

Jedoch gelten Mitglieder der Streit- 
kräfte, die in Europa, Asien oder Afri- 
ka Kriegsdienst geleistet haben, nicht 
lediglich auf Grund dieses Kriegsdien- 
stes als Personen, die ihren Aufenthalt 
in den genannten Kontinenten hatten. 

2. Die Vertragsstaaten können durch 
Mitteilung an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen die Anwendung 
der Konvention auf Personen ausdeh- 
nen, die nach 1945 unter ähnlichen 
Umständen verschollen sind. Diese 
Ausdehnung gilt nur zwischen den 
Staaten, die eine solche Mitteilung 
gemacht haben. 

3. Die unter Absatz 1 und 2 dieses 
Artikels fallenden Personen werden im 
folgenden als „Verschollene" bezeich- 
net. 

Artikel 2 

Zuständige Gerichte 

1. Der Ausdruck „Gericht" im Sinne 
dieser Konvention bezieht sich auf alle 
Behörden, die sachlich zuständig sind, 
den Tod gemäß dem geltenden inlän- 
dischen Recht festzustellen. 
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2. Subject to Paragraph 1 of this 
article, the following tribunals shall be 
competent ratione loci to receive ap- 
plications and to issuc declarations of 
death: 

(i) The tribunal of the place of the 
last domicile of the missing person 
or of his last voluntary or in- 
voluntary residence; 

(ii) The tribunal, in the country of 
whidi the missing person was a 
national, competent under applic- 
able domestic law or, in its 
absence, the tribunal of the Capital 
of that country; 

(iii) The tribunal of the place of the 
situs of property of the missing 
person; 

(iv) The tribunal of the place of de- 
cease of the missing person; 

(v) The tribunal of the place of do- 
micile or residence of the applicant 
in the case of an application filed 
by any of the following relatives: 
ascendants, descendants, adopted 
children and their issue, brothers 
and sisters and their issue, uncles, 
aunts, or spouse. 


3. However, any Contracting State 
shall be entitled to designate for the 
whole or a part of its territory one or 
several tribunals to which it will trans- 
fer or assign the competence which the 
preceding paragraph would have con- 
ferred on any of its tribunals. Such de- 
signation shall be communicated to the 
Secretary-General. 

4. When an applicant has applied to 
a tribunal considered by him as com- 
petent under the preceding paragraphs 
of the present article, he shall not be 
entitled to make a subsequent appli- 
cation to another tribunal unless he 
has withdrawn his first application 
before judgment has been rendered or 
unless the first tribunal does not regard 
itself as competent to deal with the 
application. 


Article 3 

Application for declaration of death 

1. Any competent tribunal in each 
contracting State shall, at the instance 
of any natural or juridical person 
having a legal interest in the matter 
or of an authority charged with the 
protection of the public interest, or 
acting on its own motion, issue a de- 
claration of death of a missing person 
provided that all of the following re- 
quirements are met: 

(i) Such missing person had his last 
residence in Europe, Asia or Af- 
rica; 

(ii) Such missing person disappeared 
in the years 1939 — 1945; 

(iii) The circuinstances of the disap- 
pearance afford reasonable ground 
to infer that the missing person 
died in consequence of events of 
war or of racial, religious, political 
or national persecution; 


2. Sous reserve du paragraphe Pre- 
mier du present article, les tribunaux 
ci-apres sont competents ratione loci 
pour recevoir les requetes et pronon- 
cer les declarations de deces; 

i) Le tribunal du lieu du dernier do- 
micile de la personne disparue, ou 
de sa derniere residence libre ou 
forcee; 

ii) Le tribunal du pays dont la per- 
sonne disparue etait ressortissante 
qui est competent d'apres la legis- 
lation de ce pays ou, a son defaut, 
le tribunal de la capitale de ce 
pays; 

iii) Le tribunal du lieu oü sont situes 
des biens de la personne disparue; 

iv) Le tribunal du lieu du deces de la 
personne disparue; 

v) Le tribunal du lieu du domicile ou 
de la residence du requerant, au 
cas de requete emanant de Tun 
quelconque des membres suivants 
de la famille de la personne dis- 
parue: ascendants, descendants, y 
compris les enfants adoptes et 
leurs descendants, frere ou soeur 
et leurs descendants, oncle ou 
tante, conjoint. 

3. Toutefois, un Etat contractant 
pourra designer, pour tout ou partie 
de son territoire, un ou plusieurs tri- 
bunaux auxquels il devoluera la com- 
petence que le paragraphe precedent 
aurait attribuee ä ses tribunaux. Ces 
designations devront etre notifiees au 
Secretaire general de l'Organisation 
des Nations Unies. 

4. Le requerant qui aura presente 
sa requete a un tribunal juge par lui 
competent aux termes des paragraphes 
precedents du present article n’aura 
pas le droit de soumettre une requete 
ulterieure a un autre tribunal, ä moins 
qu’il n'ait retire sa premiere requete 
avant qu'un jugement ait ete rendu 
ou ä moins que le premier tribunal ne 
se soit declare incompetent pour don- 
ner suite ä la requete. 


Article 3 

Requete de declaration de d^ces 

1. Tout tribunal competent de cha- 
que Etat contractant agissant soit sur 
la deinande de toute personne physi- 
que ou morale ayant un interet legi- 
time en la matiere, soit sur la demande 
d une autorite chargee de la sauve- 
garde de l'interet public, soit de sa 
propre initiative, prononcera la decla- 
ration de deces d une personne dis- 
parue, lorsque toutes les conditions 
suivantes seront remplies: 

i) Que la personne disparue ait eu 
sa derniere residence en Europe, 
en Asie ou en Afrique; 

ii) Que la personne ait disparu au 
cours des annees 1939 — 1945; 

iii) Que les circonstances de la dis- 
parition permettent raisonnable- 
ment de supposer que la personne 
disparue est morte par suite 
d'evenements de guerre ou de per- 
secutions raciales, religieuses, po- 
litiques ou nationales; 


2. Vorbehaltlich Absatz 1 dieses 
Artikels sind die folgenden Gerichte 
örtlich zuständig, Anträge auf Todes- 
erklärungen entgegenzunehmen und 
Todeserklärungen auszusprechen: 

(i) Das Gericht des letzten Wohnsitzes 
oder des letzten freiwilligen oder 
unfreiwilligen Aufenthalts des 
Verschollenen; 

(ii) das Gericht, das nach dem gelten- 
den inländischen Recht des Staa- 
tes, dem der Verschollene ange- 
hörte, zuständig ist oder in Er- 
mangelung eines solchen Gerichts 
das Gericht der Hauptstadt dieses 
Staates; 

(iii) das Gericht des Ortes, an dem sich 
Vermögen des Verschollenen be- 
findet; 

(iv) das Gericht des Sterbeortes des 
Verschollenen; 

(v) das Gericht des Wohnsitzes oder 
Aufenthalts des Antragstellers, 
falls der Antrag von einem der fol- 
genden Verwandten gestellt wird: 
Verwandte auf- und absteigender 
Linie, Adoptivkinder und ihre 
Nachkommen, Geschwister und 
ihre Nachkommen, Onkel, Tanten 
oder Ehegatte. 

3. Jeder Vertragsstaat kann jedoch 
für sein gesamtes Gebiet oder einen 
Teil davon ein oder mehrere Gerichte 
bestimmen, denen er die Zuständigkeit 
überträgt, die der vorstehende Absatz 
einem seiner Gerichte übertragen ha- 
ben würde. Eine solche Bestimmung 
ist dem Generalsekretär mitzuteilen. 

4. Ein Antragsteller, der bei einem 
Gericht, das er auf Grund der vorste- 
henden Absätze dieses Artikels für 
zuständig gehalten hat, einen Antrag 
gestellt hat, ist nicht berechtigt, einen 
weiteren Antrag bei einem anderen 
Gericht zu stellen, es sei denn, daß er 
seinen ersten Antrag vor der Entschei- 
dung zurückgenommen hat oder daß 
das erste Gericht sich für die Bearbei- 
tung des Antrages für unzuständig er- 
klärt hat. 

Artikel 3 

Antrag auf Todeserklärung 

1. Jedes zuständige Geridit eines 
jeden Vertragsstaates hat auf Antrag 
einer natürlichen oder juristischen Per- 
son, die ein rechtliches Interesse an der 
Todeserklärung hat, oder jeder mit der 
Wahrung des öffentlidren Interesses 
beauftragten Behörde oder von Amts 
wegen einen Verschollenen für tot zu 
erklären, wenn die folgenden Voraus- 
setzungen sämtlich erfüllt sind: 

(i) Der Verschollene hatte seinen letz- 
ten Aufenthalt in Europa, Asien 
oder Afrika; 

(ii) der Verschollene ist in den Jahren 
1939 bis 1945 vermißt worden; 

(iii) die Umstände der Verschollenheit 
bieten hinreichenden Grund für 
die Annahme, daß der Verschol- 
lene infolge von Kriegsereignissen 
oder rassischer, religiöser, politi- 
scher oder nationaler Verfolgung 
gestorben ist; 
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(iv) A period of at least five (5) years 
has elapsed since the last known 
date on which the missing person 
was probably alive, as indicated 
by the reception of news or the 
occurrence of any other fact before 
the tribunal; 


(v) In the course of the proceedings 
for the issuance of such declara- 
tion, public notice has been given 
reasonably designcd to afford the 
alleged decedcnt an opportunity 
to make known that he is alive. 

2. Only the following natural or 
juridical pcrsons shall be considered 
as having a legal interest within the 
mcaning of the preceding paragraph: 

(i) Persons who may be entitled to, 
or have an interest, other than 
that of a creditor, in any part of 
the missing person's estate under 
a will or intestacy; 


(ii) Persons who may be entitled to, 
or have an interest, other than 
that of a creditor, in any property 
the devolution or distribution of 
which may depend either on the 
survival or death or on the date 
of death of the missing person,- 

(iii) Persons whosc personal Status may 
be affected by the survival or 
death of the missing person; and 

(iv) Persons desirous of adopting the 
minor children of the missing per- 
son. 

Article 4 

Date of death 

1. In issuing a declaration of death, 
the competenL tribunal shall determine 
the date and the time of death, taking 
into consideration any evidencc or in- 
dication regarding the circuinstances 
or the period in which death occurred. 

2. In the absence of any such evi- 
dcnce or indication, the date of death 
shall bc fixed at the date of disap- 
pearance. 

3. The date of disappearance shall 
be the date of the last known indica- 
tion of the cxistence of the missing 
person. It shall be determined by the 
tribunal taking into account facts 
brought to its attention and, in parti- 
cular, the last news of the missing 
person. 

4. In the absence of any evidence 
or indication regarding the time of 
death, it shall be declared to have 
taken place at the last inoment of the 
declared day of death. 

Article 5 

Effects of declarations of death 

1. Declarations of death issued in 
conformity with the present Conven- 
tion in one Contracting State shall 


iv) Qu’un delai d'au moins cinq ans 
se soit ecoule depuis la date 
connue la plus recente ä laquelle 
la personne disparue etait proba- 
blement encore en vie suivant les 
indications fournies par la recep- 
tion de nouvelles ou un autre fait 
quelconque porte ä la connais- 
sance du tribunal; 

v) Qu'il ait ete donne une publicite 
süffisante ä la procedure en cours 
pour la delivrance de cette decla- 
ration de faqon ä donner ä la per- 
sonne pretendument decedee la 
possibilite de faire connaitre 
qu'elle est encore en vie. 

2. Seules les personnes physiques ou 
morales enumerees ci-apres sont con- 
siderees comme ayant un interet legi- 
time aux termes du paragraphe pre- 
cedent: 

i) Les personnes ayant droit, en qua- 
kte autre que celle de creancier, 
a tout ou partie des biens de la 
personne disparue, en vertu d’un 
testament ou ab intestat; 


ii) Les personnes ayant droit, en qua- 
kte autre que celle de creancier, ä 
tout bien pour lequel les condi- 
tions de devolution ou de partage 
peuvent dependre, soit du fait que 
la personne disparue vit ou est de- 
cedee, soit de la date de ce deces; 

iii) Les personnes dont le Statut juri- 
dique peut etre affecte par le fait 
que la personne disparue vit ou est 
decedee; 

iv) Les personnes desireuses d’adopter 
les enfants mineurs de la per- 
sonne disparue. 

Article 4 

Date du deces 

1. Ln pronon^ant une declaration de 
deces, le tribunal competent doit fixer 
la date et l'heure du deeds, compte 
tenu de toutes preuves ou indications 
sur les circonstances ou l'epoque de 
ce deces. 

2. En l'absence de toute preuve ou 
indication de cette nature, la date du 
deces est fixee au jour de la dispari- 
tion. 

3. Le jour de la disparition est celui 
de la derniere inanifestation connue 
d'existence de la personne disparue. II 
est determine par le tribunal en con- 
sideration des falls portes a sa con- 
naissance et notamment des dernieres 
nouvelles recues concernant la per- 
sonne disparue. 

4. En l'absence de toute preuve ou 
indication sur l'heure du deces, celui- 
ci est fixe au dernier moment du jour 
retenu comme date du deces. 


Article 5 

Effets des declarations de deces 

1. Les declarations de deces pro- 
noncees conformement a la presente 
Convention dans un Etat contractant 


(iv) ein Zeitraum von mindestens 5 
Jahren ist seit dem letzten bekann- 
ten Zeitpunkt verstrichen, an dem 
der Verschollene nach den Anzei- 
chen, die sich aus dem Empfang 
von Nachrichten oder aus einem 
anderen zur Kenntnis des Gerichts 
gelangten Umstand ergeben, wahr- 
scheinlich noch lebte; 

(v) im Laufe des Verfahrens zum 
Zwecke der Todeserklärung ist in 
hinreichender Weise eine öffent- 
liche Bekanntmachung erfolgt, die 
dem angeblich Verstorbenen Ge- 
legenheit bietet, mitzutcilcn, daß 
er noch lebt. 

2. Lediglich die folgenden natür- 
lichen oder juristischen Personen ha- 
ben ein rechtliches Interesse im Sinne 
des vorstehenden Absatzes: 

(i) Personen, die auf Grund einer 
letztwilligen Verfügung oder als 
gesetzliche Erben einen Rechtsan- 
spruch oder ein anderes rechtliches 
Interesse als das eines Gläubigers 
an einem Teil des VerinögGus des 
Verschollenen haben; 

(ii) Personen, die einen Rechtsan- 
spruch oder ein anderes rechtliches 
Interesse als das eines Gläubigers 
an einem Vermögen haben, dessen 
Übergang oder Verteilung ent- 
weder von dem Leben oder Tod 
oder von dem Todestag des Ver- 
schollenen abhängt; 

(iii) Personen, deren Personenstand 
vom Leben oder Tod des Verschol- 
lenen berührt wird; 

(iv) Personen, die minderjährige Kin- 
der des Verschollenen adoptieren 
wollen. 

Artikel 4 

Todeszeitpunkt 

1. Bei der Todeserklärung stellt das 
zuständige Gericht den Tag und die 
Stunde des Todes fest, wobei es jedes 
Beweismittel oder Anzeichen über die 
Umstände oder den Zeitraum des To- 
des berücksichtigt. 

2. In Ermangelung eines solchen 
Beweismittels oder Anzeichens ist als 
Todestag der Tag, an dem der Ver- 
schollene vermißt worden ist, festzu- 
stellen. 

3. Der Tag an dem der Verschollene 
vermißt worden ist, ist der Tag, an dem 
der Verschollene nach den letztbekann- 
ten Anzeichen noch gelebt hat. Er ist 
vom Gericht unter Berücksichtigung 
der ihm bekannten Tatsachen, insbe- 
sondere der letzten Nachrichten über 
den Verschollenen, festzustellcn. 

4. In Ermangelung eines Beweismit- 
tels oder Anzeichens über den Zeit- 
punkt des Todes ist als Zeitpunkt des 
Todes das Ende des Tages festzustel- 
len, der als Todestag festgestellt wor- 
den ist. 

Artikel 5 

Wirkungen der Todeserklärung 

1. Todeserklärungen, die in Über- 
einstimmung mit dieser Konvention in 
einem Vertragsstaat ausgesprochen 
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constitute in the other Contracting 
States prima fade evidence of death 
and the date of death until contrary 
evidence is submitted. 

2. However, the Contracting States 
may by special arrangements, which 
shall be notified to the Secretary-Ge- 
neral, grant broader effects than those 
provided for in the preceding para- 
graph to the declarations of death 
issued in their respective territories. 


A r t i c 1 e 6 

Effects of declarations 
issued prior to the entry into force 
of the Convention 

Declarations of death issued in one 
of the Contracting States before the 
entry into force of the Convention 
shall have, in the territory of other 
Contracting States, the validity of a 
declaration issued under this Conven- 
tion if the issuing tribunal certifies 
that the declaration satisfies the con- 
ditions and requirements which are at 
present contained in articles 1, 2 and 3 
of this Convention. However, property 
or other rights acquired in such terri- 
tory before such a declaration is pre- 
sented shall not thereby be impaired. 


A r t i c 1 e 7 

Res judicata of declarations 
issued prior to the entry into force 
of the Convention 

This Convention shall not be con- 
strued as impairing the force of res 
judicata of final declarations of death 
having acquired the force of res judi- 
cata before the entry into force of the 
Convention. 


Article 8 

International Bureau 
for Declarations of Death 

1. There shall be established within 
the framework of the United Nations 
an International Bureau for Declara- 
tions of Death. The Sccretary-General 
of the United Nations shall deterinine 
its Seat, composition, Organization and 
method of Operation. 

2. A central registry shall be es- 
tablished in the Bureau. 

3. The working languages of the 
International Bureau shall be English 
and French. 

4. The Bureau shall be empowered 
to receive from Governments or in- 
dividuals authenticated copies of De- 
clarations of Death of Missing Persons, 
as defined in article 1 of the present 
Convention, issued before the entry 
into force of the present Convention. 


Article 9 

Communication of applications 

1. A tribunal to which an applica- 
tion for declaration of death is made 
or which has initiated such a proceed- 


font foi jusqu’ä preuve du contraire 
dans les autres Etats contractants. 


2. Toutefois les Etats contractants 
pourront, par des accords particuliers 
qu’ils notifieront au Secretaire general, 
attribuer aux declarations de deces 
prononcees sur leurs territoires respec- 
tifs des effets plus etendus que pre- 
vus au parapraphe precedent. 


Article 6 

Effets des declarations de deces 
prononcees avant l'entree en vigueur 
de la Convention 

Une declaration de deces prononcee 
dans un Etat contractant avant l’en- 
.tree en vigueur de la presente Conven- 
tion aura, sur le territoire des autres 
Etats contractants, la meme valeur 
qu’une declaration prononcee con- 
formement ä la Convention si le tri- 
bunal qui avait prononce cette declara- 
tion atteste qu'elle remplit les condi- 
tions actuellement requises par les ar- 
ticles 1, 2 et 3 de la Convention. Toute- 
fois il ne Sera pas porte atteinte de ce 
fait aux droits de propriete ou autres 
droits acquis sur ce territoire avant la 
presentation de cette declaration. 


Article 7 

Autorit^ de chose jugee des 
declarations prononcees avant l'entree 
en vigueur de la Convention 

La presente Convention ne doit pas 
etre interpretee comme portant at- 
teinte ä l’autorite de chose jugee des 
declarations de deces ayant acquis 
cette autorite avant l’entree en vi- 
gueur de la Convention. 


Article 8 

Bureau international 
des declarations de deces 

1. Un Bureau international des de- 
clarations de deces sera institue dans 
le cadre de l'Organisation des Nations 
Unies. Le Secretaire general de l’Or- 
ganisation des Nations Unies en deter- 
minera le siege, la composition, l'orga- 
nisation et le fonctionnement. 

2. Un fichier central sera etabli dans 
ce Bureau. 

3. Les langues de travail du Bureau 
international seront l'anglais et le 
frangais. 

4. Le Bureau sera habilite ä recevoir 
de Gouvernements ou de particuliers 
des copies authentiques de declara- 
tions de deces de personnes disparues, 
telles que les definit l'article premier 
de la presente Convention, prononcees 
avant l'entree en vigueur de la pre- 
sente Convention. 


Article 9 

Communication des requetes 

1. Tout tribunal qui sera saisi d’une 
requete aux fins de declaration de de- 
ces ou qui, de sa propre initiative, en- 


worden sind, erbringen in den anderen 
Vertragsstaaten bis zum Beweis des 
Gegenteils den Beweis für den Tod 
und den Todeszeitpunkt. 

2. Jedoch können die Vertragsstaa- 
ten durch besondere Vereinbarungen, 
die dem Generalsekretär mitzuteilen 
sind, den in ihren Gebieten ausgespro- 
chenen Todeserklärungen weiterge- 
hende Wirkungen als die im vorste- 
henden Absatz vorgesehenen ein- 
räumen. 

Artikel 6 

Wirkung der 

vor Inkrafttreten der Konvention 
ausgesprochenen Todeserklärungen 

Todeserklärungen, die in einem der 
Vertragsstaaten vor dem Inkrafttreten 
der Konvention ausgestellt worden 
sind, haben im Gebiet der anderen 
Vertragsstaaten die Wirkung einer auf 
Grund dieser Konvention ausgespro- 
chenen Todeserklärung, wenn das Ge- 
richt, das die Todeserklärung ausge- 
sprochen hat, bescheinigt, daß die 
Erklärung den Voraussetzungen ent- 
spricht, die nunmehr in den Artikeln 
1, 2 und 3 der Konvention aufgestellt 
sind. Jedoch werden die Eigentums- 
oder anderen Rechte, die in dem Ge- 
biet erworben sind, bevor eine solche 
Erklärung vorgelegt wird, dadurch 
nicht berührt. 

Artikel 7 

Rechtskraftwirkung 

der vor Inkrafttreten der Konvention 
ausgesprochenen Todeserklärungen 

Diese Konvention läßt die Rechts- 
kraftwirkung der vor dem Inkrafttreten 
der Konvention rechtskräftig geworde- 
nen Todeserklärungen unberührt. 


Artikel 8 

Internationales Büro 
für Todeserklärungen 

1. Im Rahmen der Vereinten Natio- 
nen wird ein Internationales Büro für 
Todeserklärungen errichtet. Der Gene- 
ralsekretär der Vereinten Nationen be- 
stimmt Sitz, Zusammensetzung, Orga- 
nisation und Arbeitsweise des Büros. 

2. In dem Büro wird ein Zentral- 
register errichtet. 

3. Die Arbeitssprachen des Interna- 
tionalen Büros sind Englisch und Fran- 
zösisch. 

4. Das Büro ist berechtigt, von Re- 
gierungen oder Einzelpersonen beglau- 
bigte Abschriften von Todeserklärun- 
gen Verschollener im Sinne von Ar- 
tikel 1 dieser Konvention entgegenzu- 
nehmen, die vor dem Inkrafttreten der 
Konvention ausgesprochen worden 
sind. 


Artikel 9 

Mitteilung über Anträge 

1. Das Gericht, bei dem ein Antrag 
auf Todeserklärung gestellt wird oder 
das ein solches Verfahren von Amts 
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iiig on its own motion, shall, within 
fifteen days, communicate to the Inter- 
national Bureau the following Infor- 
mation, in so far as possible: 

(i) Full name of the missing person? 

(ii) Names and, if practicable, ad- 
dresses of the dosest relatives; 

(iii) Place and date of birth of the 
missing person; 

(iv) His habitual residence; 

(v) His last known voluntary or in- 
voluntary residence; 

(vi) Any Information as to his nation- 
ality; 

(vii) The last known date on whidi the 
missing person was probably 
alive according to the applica- 
tion; 

(viii) Names and addresses of the 
applicant, his interest and rela- 
tionship, if any, to the missing 
person; 


(ix) Date of institution of the pro- 
ceedings. 

2. If the Bureau ascertains that a 
proceeding is already pending before 
another tribunal, it shall immediately 
notify the tribunal to which the later 
application has been made. Such tri- 
bunal shall suspend its proceedings 
pending a final decision by the other 
tribunal and shall inform the applicant 
of the tribunal before which proceed- 
ings have already been instituted and 
of the name of the other applicant. The 
Bureau shall also inform the tribunal 
to which the first application has been 
made of the application subsequently 
made to another tribunal. 


A r t i c 1 e 10 

Publication and 
communication of decisions 

1. A tribunal issuing a decision 
linder the present Convention shall 
communicate its decision to the Inter- 
national Bureau within fifteen days 
from the date on which such decision 
becomes final, whether the decision is 
positive or negative. Such communica- 
tion shall contain the date of the de- 
cision and the date fixed as the date 
of death, or a short Statement of the 
grounds for denying the application. 


2. The International Bureau shall 
publish, periodically, lists of all appli- 
cations and final decisions as well as 
of certifications issued in accordance 
with article 6, which are communicat- 
ed to it, and it shall also include there- 
in any declarations of death which it 
may receive under paragraph 4 of ar- 
tirle 8. It shall simultaneously send 
notice of the applications, decisions 
and certifications to the dose relatives 
v/hose names are communicated to it 
in accordance with paragraph 1 (ii) of 
article 9 of the present Convention. 
The International Bureau shall also 


tamera une procedure aux memes fins, 
communiquera dans les quinze jours 
au Bureau international les informa- 
tions suivantes, dans la mesure du 
possible: 

i) Les nom et prenoms du disparu; 

ii) Les noms et, si possible, les 
adresses des parents les plus 
proches; 

iii) Le lieu et la date de naissance 
du disparu; 

iv) Sa residence habituelle; 

v) Sa derniere residence libre ou 
forcee connue; 

vi) Toutes informations quant ä son 
Statut de nationalite; 

vii) La derniere date connue ä la- 
quelle la personne disparue etait 
encore, aux termes de la re- 
quete, probablement en vie; 

viii) Les nom et adresse du requerant, 
l'interet legitime qu'il a a presen- 
ter une requete et, le cas echeant, 
ses rapports de parente avec le 
disparu; 

ix) La date de l'ouverture de la pro- 
cedure. 

2. Si le Bureau constate qu’une pro- 
cedure est dejä en cours devant un 
autre tribunal, il signalera immediate- 
ment le fait au dernier tribunal saisi. 
Celui-ci ajournera la procedure en 
cours en attendant la decision passee 
en force de chose jugee de l'autre tri- 
bunal, et fera connaitre au requerant 
le tribunal dejä saisi ainsi que le nom 
de Lautre requerant. Le Bureau portera 
egalement ä la connaissance du pre- 
mior tribunal saisi la requete intro- 
duite ulterieurement aupres d'un autre 
tribunal. 


Article 10 

Publication 

et communication des decisions 

1. Tout tribunal ayant pris une de- 
cision en application de la presente 
Convention communiquera ladite de- 
cision au Bureau international dans les 
quinze jours suivant la date ä laquelle 
cette decision sera passee en force de 
chose jugee, qu elle fasse droit ou non 
ä la requete. Ladite communication 
enoncera la date de la decision et la 
date fixee comme la date du deces ou 
un bref expose des motifs du rejet. 


2. Le Bureau international publiera 
periodiquement la liste des requetes 
et des decisions passees en force de 
chose jugee ainsi que des attestations 
delivrees conformement aux disposi- 
tions de l'article 6, qui lui auront ete 
communiquees; il fera egalement figu- 
rer sur cette liste toute declaration de 
deces qui lui sera communiquee con- 
formement aux dispositions du para- 
graphe 4 de l'article 8. En meme temps, 
ie Bureau fera connaitre les requetes, 
decisions et attestations aux proches 
parents dont les noms lui auront ete 
communiques conformement aux dis- 


wegen eingeleitet hat, hat innerhalb 
von 15 Tagen dem Internationalen Bü- 
ro, soweit möglich, folgendes mitzu- 
teilen; 

(i) den Familiennamen und den Vor- 
namen des Verschollenen; 

(ii) die Namen und, wenn möglich, 
die Anschriften der nächsten An- 
gehörigen; 

(iii) den Geburtsort und -tag des Ver- 
schollenen; 

(iv) seinen gewöhnlichen Aufenthalt; 

(v) seinen letztbekannten freiwilli- 
gen oder unfreiwilligen Aufent- 
halt; 

(vi) Angaben über seine Staatsange- 
hörigkeit; 

(vii) den letztbekannten Zeitpunkt, an 
dem der Verschollene nach den 
Angaben des Antrags wahr- 
scheinlich noch lebte; 

(viii) den Namen und die Anschrift des 
Antragstellers, sein rechtliches 
Interesse an der Stellung des An- 
trags und gegebenenfalls sein 
Veiwaiidtschaftsverhältnis zu 
dem Verschollenen; 

(ix) den Tag der Einleitung des Ver- 
fahrens. 

2. Wenn das Büro feststellt, daß bei 
einem anderen Gericht bereits ein Ver- 
fahren anhängig ist, benachrichtigt es 
sofort das Gericht, bei dem der spätere 
Antrag gestellt worden ist. Dieses Ge- 
richt setzt sein Verfahren bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung des an- 
deren Gerichts aus und teilt dem An- 
tragsteller das Gericht mit, bei dem 
bereits ein Verfahren eingeleitet ist, 
und den Namen des anderen Antrag- 
stellers. Das Büro teilt auch dem Ge- 
richt, bei dem der erste Antrag ge- 
stellt* worden ist, den später bei dem 
anderen Gericht gestellten A_ntrag mit. 


Artikel 10 

Veröffentlichung 

und Mitteilung von Entscheidungen 

1. Das Gericht, das eine Entschei- 
dung auf Grund der Konvention ge- 
troffen hat, teilt seine Entscheidung 
innerhalb von 15 Tagen nach Rechts- 
kraft dem Internationalen Büro mit, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Entschei- 
dung dem Antrag stattgegeben hat 
oder nicht. Diese Mitteilung hat den 
Tag der Entscheidung und den als To- 
deszeitpiinkt festgesetzten Tag oder 
eine kurze Zusammenfassung der 
Gründe für die Ablehnung des An- 
trags zu enthalten. 

2. Das Internationale Büro veröffent- 
licht regelmäßig Listen der Anträge 
und rechtskräftigen Entscheidungen so- 
wie der gemäß Artikel 6 ausgestellten 
Bescheinigungen, die ihm mitgeteilt 
worden sind. Es nimmt in diese Listen 
auch Todeserklärungen auf, die ihm 
gemäß Artikel 8 Abs. 4 zugehen. Gleich- 
zeitig benachrichtigt es über die An- 
träge, Entscheidungen und Bescheini- 
gungen die nächsten Angehörigen, 
deren Namen ihm gemäß Artikel 9 
Abs. 1 (ii) der Konvention mitgeteilt 
worden sind. Das Internationale Büro 
übermittelt ferner jedem Gericht, bei 
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transmit to any tribunal in which an 
application has been filed for a de- 
claration of death the grounds for any 
previous denial by any other tribunal 
of an application for a declaration of 
death concerning the same missing 
person. 


3. A declaration of death shall not 
be issued in accordance with the pre- 
scnit Convention until the expiration 
of three inonths from the publication 
of the application by the International 
Bureau. 

4. If a final declaration of death is 
linder rcjconsideration in the country 
where it was issued undcr the present 
Convention, the application for recon- 
sideration and the decision which will 
be rendered thert^on shall be subject 
to the provisions of paragraphs 1 and 2 
of this article. This provision shall also 
apply to the declarations certified in 
accordance with article 6. 


Article 11 

Leiters rogatory 

1. The Contracting States shall be 
bound to execute letters rogatory re- 
lating to proceedings under the Con- 
vention in accordance with their do- 
niestic law and practice and inter- 
national agrecnnents concluded or to 
be concluded. 

2. The transmission of letters roga- 
tory shall be effected by the usual 
methods. However, Contracting States 
may also transmit such letters rogatory 
through the International BureaU. 

Article 12 

Exemption 

from costs, and free legal aid 

Aliens instituting proceedings under 
the present Convention shall be grant- 
ed exemption from all costs and char- 
ges, and free legal aid in all cases 
where, under the national law, such 
exemption or aid is granted in like 
proceedings to nationals of the 
country where a proceeding is pend- 
ing. Indigent applicants shall be ex- 
empt from the requirements of posting 
Security for costs which are imposed 
on aliens alone. 


Article 13 

Accession 

1. The present Convention shall be 
open for accession on behalf of Mem- 
bers of the United Nations, non-mem- 
ber States which are Parties to the 
Statute of the International Court of 
Justice, and also any other non-mem- 
ber State to which an invitation has 
been addressed by the Economic and 
Social Council passing upon the re- 
gnest of the State concerned. 


positions du paragraphe 1, ii, de l'ar- 
ticle 9 de la presente Convention. Le 
Bureau international transmettra ega- 
lement a tout tribunal qui aura ete 
saisi d'une requete de declaration de 
deces, l'expose des motifs de tout rejet 
precedemment prononce par un autre 
tribunal ä propos d'une requete de de- 
claration de deces concernant la 
meme personne disparue. 

3. II ne sera pas prononce de decla- 
ration de deces conforinement aux ter- 
mes de la presente Convention avant 
l’expiration d’un delai de trois mois a 
partir de la date de publication de la 
requete par le Bureau international. 

4. Si une declaration de deces passee 
en force de chose jugee fait ulterieure- 
ment l'objet d'une procedure de revi- 
sion dans le pays oü eile a ete pronon- 
cee dans le cadre de la presente Con- 
vention, la requete tendant a cette re- 
vision ainsi que la decision prise a son 
egard tomberont egalement sous l’ap- 
plication des paragraphes 1 et 2 ci-des- 
sus. II en sera de meme pour les decla- 
rations de deces ayant donne lieu ä 
l’attestation prevue a l'article 6. 


Article 11 

Commissions rogatoires 

1. Les Etats contractants execute- 
ront les cominissions rogatoires relati- 
ves a toute procedure visee par la 
Convention, selon leur legislation na- 
tionale, leur pratique en cette matiere 
et les conventions conclues et ä con- 
clure. 

2. La transmission des commissions 
rogatoires s’effectuera selon les me- 
thodes habituelles. Toutefois, les Etats 
contractants pourront transmettre les 
commissions rogatoires par l'entremise 
du Bureau international. 


Article 12 
Exemption 

de frais et assistance judiciaire 

La procedure engagee par des etran- 
gers en application des dispositions de 
la presente Convention sera exempte 
de tous frais et depens et l'assistance 
judiciaire sera accordee dans tous les 
cas oü, en vertu de la legislation na- 
tionale, les ressortissants du pays oü 
une action de cette nature est en in- 
stance beneficient de cette exemption 
ou de cette assistance. Les requerants 
indigents sont dispenses de la caiitio 
judicatiim solvi. 


Article 13 

Adhesion 

1. La presente Convention sera ou- 
verte a l'adhesion des Membres de 
l'Organisation des Nations Unies et 
des Etats non membres parties au Sta- 
tut de la Cour internationale de Jus- 
tice, ainsi que de tous les autres Etats 
non membres auxquels une invitation 
aura ete adressee a cet effet par le 
Conseil economique et social, agissant 
sur requete de l'Etat Interesse. 


dem ein Antrag auf Todeserklärung 
gestellt worden ist, die Gründe einer 
früheren Ablehnung eines Antrags auf 
Todeserklärung desselben Verscholle- 
nen durch ein anderes Gericht. 


3. Eine Todeserklärung auf Grund 
der Konvention darf erst nach Ablauf 
von 3 Monaten ausgesprochen werden, 
nachdem der Antrag durch das Inter- 
nationale Büro veröffentlicht worden 
ist. 

4. Wenn eine rechtskräftige Todes- 
erklärung in dem Land, in dem sie ge- 
mäß der Konvention ausgesprochen 
worden ist, erneut geprüft wird, so sind 
auf den Antrag auf erneute Prüfung 
und die Entscheidung darauf die Vor- 
schriften der Absätze 1 und 2 dieses 
Artikels anzuwenden. Dasselbe gilt für 
Todeserklärungen, die auf Grund des 
Artikels 6 bescheinigt worden sind. 


Artikel 11 

Rechtshilfeersuchen 

1. Die Vertragsstaaten sind ver- 
pflichtet, Rechtshilfeersuchen, die sich 
auf Verfahren nach der Konvention be- 
ziehen, gemäß dem Recht ihres Landes, 
ihrer Praxis und den abgeschlossenen 
oder noch abzuschließenden interna- 
tionalen Vereinbarungen zu erledigen. 

2. Die Rechtshilfeersuchen werden 
in der üblichen Weise übersandt. Je- 
doch können die Vertragsstaaten 
solche Rechtshilfeersuchen auch über 
das Internationale Büro übersenden. 


Artikel 12 

Kostenfreiheit 

und unentgeltlicher Rechtsbeistand 

Ausländer, die ein Verfahren nach 
der Konvention beantragen, erhalten 
Befreiung von allen Gebühren und 
Auslagen sowie unentgeltlichen Rechts- 
beistand in allen Fällen, in denen 
Staatsangehörigen des Staates, in dem 
das Verfahren schwebt, in ähnlichen 
Verfahren nach dem Recht dieses Staa- 
tes Kostenfreiheit oder kostenloser 
Rechtsbeistand gewährt wird. Bedürf- 
tige Antragsteller erhalten Befreiung 
von dem Erfordernis, Sicherheit für die 
Kosten zu leisten. 


Artikel 13 

Beitritt 

1. Der Konvention können Mitglie- 
der der Vereinten Nationen, Nichtmit- 
gliedstaaten, die sich dem Statut des 
internationalen Gerichtshofs unterwor- 
fen haben, und auch jeder andere Nicht- 
mitgliedstaat beitreten, der auf Grund 
des Antrags des Staates von dem Wirt- 
schafts- und Sozialrat eine Einladung 
zum Beitritt erhalten hat. 
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2. Accession shall be cffected by 
the dcposit of a formal Instrument with 
the Secretary-Gcncral of the United 
Nations. 

3. The Word "State" as used in the 
present Convention shall be under- 
stood to include the territories for 
which each Contracting State bears 
international responsibility, unless the 
State concerned, on acceding to the 
Convention, has stipulated that the 
Convention shall not apply to certain 
of its territories. Any State making 
such a stipulation may, at any time 
thereafter, by notification to the Sec- 
retary-General, extend the application 
of the Convention to any or all of 
such territories. 


A r ti c 1 e 14 

Entry into force 

1. The present Convention shall 
( ome into force on the thirtieth day 
following the day of deposit of the 
sucond instruinent of accession in ac- 
cordance with article 13. 

2 . For each State acceding to the 
Convention aftcr the deposit of the 
second instrument of accession, the 
Convention shall enter into force on 
the thirtieth day following the date of 
deposit by such State of its instrument 
of accession. 

Article 15 

Approval 

by the General Assembly 

The establishment of the Internatio- 
nal Bureau provided for in article 8 
shall require the approval of the Gen- 
eral Assembly of the United Nations. 


Article 16 
Notifications 

by the Secretary-General 

The? Secretary-General shall inform 
all Meinbers of the United Nations and 
the non-memb(?r States referred to in 
article 13: 

(a) Of acccssions under article 13; 


(b) Of any stipulations and notifica- 
tions under paragraph 3 of artic- 
le 13; 

(c) Of the date on which the Conven- 
tion has entered into force under 
paragraph 1 of article 14; 

(d) Of reservations and notifications 
made under article 19; 

(e) Of notifications made to the Se- 
cretary-General linder paragraph 2 
of article 1; 

ff) Of designations communicated to 
the Secretary-General under para- 
graph 3 of article 2; 


(g) Of arrangements under paragraph 2 
of article 5. 


2. L'adhesion s'effectuera par le de- 
pöt d'un instrument formel aupres du 
Secretaire general. 

3. Au sens de la presente Conven- 
tion, le terme < Etat» comprend egale- 
ment les territoires places sous la res- 
ponsabilite internationale de chaque 
Etat contractant sauf si l'Etat Interesse 
a stipule au moment de l'adhesion que 
cette Convention ne s'applique pas a 
certains de ces territoires. Tout Etat 
qui fait une teile stipulation peut ulte- 
rieurement, en adressant une notifica- 
tion au Secretaire general, etendre 
l application de la Convention ä tous 
les territoires ainsi exclus ou ä Tun 
quelconque d'entre eux. 

Article 14 

Entree en vigueur 

1. La presente Convention entrera 
en vigueur le trentieme jour qui suivra 
la date ä laquelle le dcuxieme instru- 
iiicnt d'adhcsion aura cte depose con- 
forinement aux dispositions de l'ar- 
ticle 13. 

2. Pour chacun des Etats qui adhe- 
reront apres le depöt du deuxieme ins- 
trument d'adhesion, la Convention en- 
trera en vigueur le trentieme jour qui 
suivra la date du depöt par cet Etat 
de son instrument d'adhesion. 


Article 15 

Approbation 

par TAssemblee generale 

La Creation du Bureau international 
prevu ä l'article 8 sera sujette a l’ap- 
probation de l'Assemblee generale des 
Nations Uiiies. 


Article 16 

Notifications 

effectuöes par le Secretaire genöral 

Le Secretaire general notifiera ce qui 

suit a tous les Etats Membres et aux 

Etats non membres vises a l'article 13: 

a) Los adhesions effectuees conforme- 
ment aux dispositions de l'article 
13; 

b) Les stipulations et notifications ef- 
fectuees conformement aux dispo- 
sitions du paragraphe 3 de l'ar- 
ticle 13; 

c) La date a laquelle la presente Con- 
vention sera entree en vigueur con- 
formement aux dispositions du pa- 
ragraphe 1 de l'article 14; 

d) Les reserves formulees et les noti- 
fications effectuees en application 
de l'article 19; 

e) Les notifications adressees au Se- 
cretaire general conformement aux 
dispositions du paragraphe 2 de 
l'article premier; 

f) Les designations adressees au Se- 
cretaire general conformement aux 
dispositions du paragraphe 3 de 
l'article 2; 

g) Les accords conclus en application 
du paragraphe 2 de l'article 5. 


2. Der Beitritt erfolgt durch Llintcr- 
legung einer förmlichen Urkunde beim 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen. 

3. Das Wuit „Staat" iin Sinne die.s(?r 
Konvention umlaßt die Gebiete, für die 
jeder Vertragsstaat die internationale 
Verantwortung trägt, es sei denn, daß 
der Staat b(ü seinem Beitritt zu der 
Konvention erklärt, daß die Konven- 
tion auf Teile seiner Gebiete nicht an- 
gewendet werden soll. Jeder Staat, 
der eine solche Erklärung abgibt, kann 
später jederzeit durch Mitteilung an 
den Generalsekretär die Anwendung 
der Konvention auf einzelne oder alle 
dieser Gebiete ausdehnen. 


Artikel 14 

Inkrafttreten 

1. Diese Konvention tritt am dreißig- 
sten Tage, der dem Tage der Hinter- 
legung der zweiten Beitrittsurkunde 
gemäß Artikel 13 folgt, in Kraft. 


2. Für einen Staat, der der Konven- 
tion nach der Hinterlegung der zweiten 
Beitrittsurkundc beitritt, tritt die Kon- 
vention am dreißigsten Tage, der dem 
Tage der Hinterlegung der Beitritts- 
urkunde dieses Staates folgt, in Kraft. 


Artikel 15 

Genehmigung 

durch die Generalversammlung 

Die Errichtung des in Artikel 8 
vorgesehenen Internationalen Büros 
bedarf der Genehmigung der General- 
vcnsamiulung der Vereinten Nationen, 


Artikel 16 

Mitteilungen 
des Generalsekretärs 

Der Generalsekretär unterrichtet alle 
Mitglieder der Vereinten Nationen 
und die in Artikel 13 bczeichneten 
Nichtmitgliedstaaten über 

(a) Beitritte gemäß Artikel 13; 


(b) alle Erklärungen und Mitteilungen 
gemäß Artikel 13 Abs. 3; 


(c) den Tag des Inkrafttretens der 
Konvention gemäß Artikel 14 
Abs. 1 ; 

(d) Vorbehalte und Mitteilungen ge- 
mäß Artikel 19; 

(e) Mitteilungen an den Generalsekre- 
tär gemäß Artikel 1 Abs. 2; 


(f) dem Generalsekretär gemäß Arti- 
kel 2 Abs. 3 mitgeteilte Bestim- 
mungen; 

(g) Vereinbarungen gemäß Artikel 5 
Abs. 2. 
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Article 17 

Duration 

1. The present Convention shall be 
valid for a period of five years from 
the date of its entry into force under 
Paragraph 1 of article 14. 


2. However, the proceedings initiated 
during, but not concluded before, the 
expiration of the validity of this Con- 
vention may be continued on the ini- 
tial basis until a final decision is 
reached, and the effects with regard 
to such decisions will be the same as 
if they had been rendered before the 
expiration of the Convention. 


Article 18 

Settlement of disputes 

If a dispute shall arise between Con- 
tracting States relating to the inter- 
pretation or application of the present 
Convention, and if such dispute has 
not been settled by other means, it 
shall be referred to the International 
Court of Justice. The dispute shall be 
brought before the Court either by the 
notification of a special agreement or 
by a unilateral application of one of 
the Parties to the dispute. 


Article 19 

Reservations 

Any State may subject its accession 
to the present Convention to reserva- 
tions which may be formulated only 
at the time of accession. 

If a Contracting State does not ac- 
cept the reservations which another 
State may have thus attached to its 
accession, the former may, provided 
it does so within ninety days from 
the date on which the Secretary-Ge- 
neral will have transmitted the reser- 
vations to it, notify the Secretary-Ge- 
neral that it considers such accession as 
not having entered into force between 
the State making the reservation and 
the State not accepting it. In such case, 
the .Convention shall be considered as 
not being in force between such two 
States. 

Article 20 

Deposit 

of Convention, and languages 

The present Convention of which 
the Chinese, English, French, Russian 
and Spanish texts are equally authen- 
tic shall be deposited with the Secret- 
ary-General who will transmit certified 
copies thereot to the Members of the 
United Nations, to the non-member 
States which are Parties to the Statute 
of the International Court of Justice, 
and to anv other non-member State 
lo which an invitation has been ad- 
dressed by the Economic and Social 
Council piirsiiant to article 13. 


Article 17 

Duröe de la Convention 

1. La presente Convention restera 
en vigueur pendant une periode de 
cinq ans ä compter de la date a la- 
quelle eile entrera en vigueur confor- 
mement aux dispositions du para- 
graphe premier de l’article 14. 

2. Toutefois les instances engagees 
pendant la duree de la Convention et 
qui seront en cours lors de son expi- 
ration pourront etre poursuivies sur 
les memes bases jusqu'ä decision pas- 
see en force de chose jugee,* cette de- 
cision aura alors le meme effet que si 
eile etait intervenue avant l’expiration 
de la Convention. 


Article 18 

Reglement des diff^rends 

S'il s’eleve entre Etats contractants 
un differend relatif ä l’interpretation 
ou ä l’application de la presente Con- 
vention et que ce differend n'ait pas 
ete regle par d'autres moyens, il sera 
soumis ä la Cour internationale de 
Justice. Le differend sera porte devant 
la Cour, soit par notification du com- 
promis des parties au differend, soit 
par une requete unilaterale emanant 
de l'une d'elles. 


Article 19 
R4serves 

Tout Etat pourra subordonner son 
adhesion ä la presente Convention ä 
des reserves, ces dernieres ne pouvant 
etre formulees qu'au moment de l'ad- 
hesion. 

Si un Etat contractant n'accepte pas 
les reserves auxquelles un autre Etat 
aurait ainsi subordonne son adhesion, 
il pourra, ä condition de le faire dans 
les quatre-vingt-dix jours qui suivront 
la date ä laquelle le Secretaire gene- 
ral lui aura communique ces reserves, 
notifier au Secretaire general qu'il 
tient cette adhesion pour non inter- 
venue. Dans ce cas, la Convention sera 
consideree comme n'etant pas en vi- 
gueur entre ces deux Etats. 


Article 20 

D^positaire 
et langues officielles 

La presente Convention, dont les 
textes anglais, chinois, espagnol, fran- 
cais et russe font egalement foi, sera 
deposee aupres du Secretaire general 
qui en transmettra des copies certi- 
ftees conformes a tous les Etats Mem- 
bres, aux Etats non membres qui sont 
parties au Statut de la Cour internatio- 
nale de Justice, ainsi qu'ä tous les 
autres Etats non membres auxquels 
une invitation aura ete adressee par le 
Conseil economique et social en ap- 
plication des dispositions de l’ar- 
ticle 13. 


Artikel 17 

Dauer der Konvention 

1. Diese Konvention gilt für einen 
Zeitraum von 5 Jahren vom Tage ihres 
Inkrafttretens gemäß Artikel 14 Abs. 1 
an. 


2. Jedoch können die im Zeitpunkt 
des Außerkrafttretens der Konvention 
bereits eingeleiteten, aber noch nicht 
abgeschlossenen Verfahren nach den 
bisherigen Vorschriften bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung weitergeführt 
werden; die Entscheidung hat dieselbe 
Wirkung, als wenn sie vor dem Außer- 
krafttreten der Konvention ergangen 
wäre. 

Artikel 18 

Schlichtung von Streitigkeiten 

Wenn zwischen Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung 
der Konvention ein Streit entsteht und 
dieser Streitfall nicht auf andere Weise 
beigelegt werden kann, wird dieser 
dem Internationalen Gerichtshof un- 
terbreitet. Der Streitfall wird entweder 
durch Mitteilung einer dahingehenden 
Vereinbarung oder durch eiiiscutigen 
Antrag einer der Parteien vor den Ge- 
richtshof gebracht. 


Artikel 19 

Vorbehalte 

Jeder Staat kann seinen Beitritt zu 
der Konvention von Vorbehalten ab- 
hängig machen, die nur zum Zeitpunkt 
des Beitritts angemeldet werden kön- 
nen. 

Wenn ein Vertragsstaat die Vorbe- 
halte, die ein anderer Staat in dieser 
Weise an seinen Beitritt geknüpft hat, 
nicht annimmt, kann er innerhalb von 
90 Tagen von dem Tage an, an dem der 
Generalsekretär ihm die Vorbehalte 
mitgeteilt hat, dem Generalsekretär 
gegenüber erklären, daß er diesen Bei- 
tritt als nicht erfolgt ansieht. In diesen 
Fällen gilt die Konvention als zwischen 
diesen beiden Staaten nicht in Kraft 
getreten. 

Artikel 20 

Sprachen 

und Hinterlegung der Konvention 

Diese Konvention, deren chinesi- 
scher, englischer, französicher, russi- 
scher unci spanischer Text gleicher- 
maßen maßgebend ist, wird beim Ge- 
neralsekretär hinterlegt, der beglau- 
bigte Abschriften davon den Mitglie- 
dern der Vereinten Nationen, den 
Nichtmitgliedstaaten, die sich dem Sta- 
tut des Internationalen Gerichtshofs 
unterworfen haben, und an die Nicht- 
mitgliedstaaten' übersendet, die von 
dem Wirtschafts- und Sozialrat eine 
Einladung gemäß Artikel 13 erhalten 
haben. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


l.In Art. 1 des Entwurfs des Vertragsgeset- 
zes ist folgender neuer Abs. 2 anzufügen: 

„(2) Der Ausdehnung der Konvention 
gemäß Ihrem Artikel 1 Abs. 2 wird zuge- 
stimmt. 

Begründung: 

Die Ergänzung soll Zweifel ausschließen. 
Es wird hingewiesen auf Art. II Abs. 2 des 
Gesetzes über die Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreihelten 
vom 7. August 1952 (BGBl. II S. 685). 

2. Art. 2 Abs. 2 des Entwurfs des Vertrags- 
gesetzes Ist wie folgt zu fassen: 


„(2) Der Tag, an dem die Konvention 
auf Grund ihres Artikels 14 Abs. 2 und 
die Schlußakte sowie die Ausdehnung ge- 
mäß Artikel 1 Abs. 2 der Konvention für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben." 

Begründung: 

Die Ausdehnung des Anwendungsbereichs 
der Konvention gemäß ihrem Art. 1 Abs. 2 
ist bedeutsam für das in der Bundesrepu- 
blik geltende Verschollenheitsrecht. Das In- 
krafttreten dieser Ausdehnung ist daher 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen d e s B u n d e s r a t e s 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellunp-: 

o 

Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
der vom Bundesrat vorgeschlagene Absatz 2 
des Artikels 1 zur Beseitigung von Zweifeln 
nicht erforderlich ist. Wenn die gesetzgeben- 
den Körperschaften dem Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zu der Konvention un- 
eingeschränkt zustimmen, dann bezieht sich 
die darin liegende Ermächtigung zum Bei- 
tritt auf die ganze Konvention einschließlich 
der in ihrem Artikel 1 Abs. 2 vorgesehenen 
Möglichkeit, den Anwendungsbereich der 
Konvention auszudehnen. Einer besonderen 
Zustimmung zur Abgabe einer Erklärung 
nach Artikel 1 Abs, 2 der Konvention bedarf 
es nicht. Nur wenn etwa die Möglichkeit des 
Artikels 1 Abs. 2 der Konvention durch die 
gesetzgebenden Körperschaften ausgeschlos- 
sen werden sollte, wäre ein dahingehender 
besonderer Ausspruch nötig. 


Der vom Bundesrat in seiner Begründung 
angezogene Artikel II Abs. 2 des Gesetzes 
über die Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten vom 7. Au- 
gust 1952 (BGBl. II S. 685) Ist aus besonde- 
ren Gründen in das Gesetz aufgenornmen 
worden, die bei dem Gesetz über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zu der Kon- 
vention der Vereinten Nationen vom 6. April 
1950 über die Todeserklärung Verschollener 
nicht vorliegen. 

Zu Nr. 2 

Es ist zwar zutreffend, daß die Ausdehnung 
des Anwendungsbereichs der Konvention ge- 
mäß ihrem Artikel 1 Abs. 2 wegen der er- 
weiterten Möglichkeit, Todeserklärungen nach 
der Konvention in der Bundesrepublik zu 
beantragen, rechtlich bedeutsam ist, und daß 
sie daher im Bundesgesetzblatt bekanntge- 
macht werden muß. Gleichwohl ist es nicht 
erforderlich und auch nicht üblich, dies, wie 
das der Bundesrat in der Neufassung des 
Artikels 2 Abs. 2 des Entwurfs vorgeschlagen 
hat, ausdrücklich anzuordnen. 
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